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Gefährliche Minderheit
Ausgrenzung oder Integration: Die Anfänge der israelischen Araberpolitik

Die Grundlage für die Diskriminierungspolitik des israelischen Staates gegenüber seinen arabischen Bürgern wurde größtenteils bereits in den späten fünfziger Jahren gelegt. Tonangebend waren dabei Führungsmitglieder der damals regierenden israelischen Arbeiterpartei, die sich zum ersten Mal seit der Staatsgründung 1948 ernsthaft Gedanken über den gewünschten Umgang mit der im Land verbliebenen palästinensischen Bevölkerung machten.
Zu diesem Zweck richtete die damalige Regierungspartei Mapai in den Jahren 1957/58 einen "Ausschuss für die Belange der Araber" ein, dessen Sitzungsprotokolle der israelische Historiker Yair Bäuml ausgewertet hat ("Mapai Committee for Arab Affairs - The Steering Committee for Construction of Establishment Policy towards Israeli Arabs, 1958-1968", in: Middle Eastern Studies, Jg. 47, Heft 2, London 2011).

Die Entscheidung zur Bildung dieser Kommission im April 1957 stellte eine Zäsur im Verhältnis der israelischen Führung zur einheimischen arabischen Bevölkerung dar. Wurde im Laufe des ersten Jahrzehnts nach den Vertreibungen von 1948 ihr Verbleib im Land noch für vorübergehend gehalten, verabschiedete man sich jetzt von dem Gedanken, sie bei einer eventuellen größeren kriegerischen Auseinandersetzung mit den arabischen Nachbarstaaten endgültig loszuwerden. Obgleich die Diskussionen und Vorschläge der Ausschussmitglieder ein breites Spektrum der damaligen israelischen Haltungen gegenüber den Arabern spiegelten, herrschte doch ein grundsätzlicher Konsens darüber, dass die arabische Minderheit als potentielle Bedrohung für den Staat anzusehen war.

Diese Position scheint mit besonderer Vehemenz der damalige Geheimdienstchef Isar Harel vertreten zu haben. Seine Eröffnungsrede bei der ersten Kommissionssitzung im Juli 1957 wurde allerdings so wenig protokolliert wie sein Auftritt in der zweiten Sitzung Ende Januar 1958. Aus letzterer ist aber die Aussage des führenden Mitglieds Reuven Barkat dokumentiert, die Harels Standpunkt wiedergibt. Barkat, Leiter der arabischen Abteilung in der mächtigen parteinahen Gewerkschaft Histadrut, hatte die Aufgabe, einen ersten Aktionsplan zu entwickeln. Obgleich er betonte, dass die Araber nicht nur als Gefahr betrachtet werden sollten, forderte er bezüglich ihrer Kontrolle, wohl Isar Harel folgend, eine Politik der eisernen Faust: "Wir müssen den israelischen Arabern klarmachen, dass, wenn sie eine Rebellion anzetteln oder in der Absicht, sich gegen den Staat zu verschwören, mit uns nicht mehr kooperieren, die israelischen Araber dann die Ersten sein werden, die eliminiert werden: das heißt, noch ehe der Staat Schaden nimmt, wird in erster Linie ihre Führung eliminiert."

Um es erst gar nicht so weit kommen zu lassen, schlug Barkat vor, die Siedlungsgebiete der palästinensischen Bevölkerung durch jüdische Besiedlung von einander zu isolieren. Zwischen den verschiedenen, religiös wie politisch rivalisierenden Arabergruppen sollte Zwist gesät werden, um möglichen Widerstand gegen den Staat im Keim zu ersticken. Wenn Barkats Entwürfe auch die allmähliche Integration der Araber in die israelische Gesellschaft vorsahen, so sollte dieser Prozess doch von einer strengen Kontrolle begleitet werden. Man sah zwar die Notwendigkeit, ihr Bildungsniveau zu heben. Die Entstehung einer gebildeten und politisch selbstbewussten arabischen Führungsschicht wollten die israelischen Staatsbeamten jedoch um jeden Preis verhindern. So unterstrichen sie die Notwendigkeit, die Palästinenser zu loyalen Staatsbürgern zu erziehen, und schlossen dabei auch nicht den Versuch einer gezielten Auslöschung ihrer arabischen Identität aus. In der Praxis wurden die Vorschläge der Kommission, zu denen auch weit liberalere gehörten, nur begrenzt berücksichtigt. Dem Staat war Kontrolle wichtiger als das anfangs noch propagierte Ziel der Integration.
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